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Der Gemeinderat der Gemeinde Teunz gibt sich aufgrund des Art. 45 Abs. 1 der Gemein
deordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.
August 1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-1), die zuletzt durch § 5 Abs. 2 des Gesetzes
vom 23. Dezember 2019 (GVBI. S. 737) geändert worden ist, folgende

Geschäftsordnung

A. Die Gemeindeorgane und ihre Aufgaben

I. Der Gemeinderat

§1

Zuständigkeit im Allgemeinen

(1) Der Gemeinderat beschließt über alle Angelegenheiten des eigenen und des übertra
genen Wirkungskreises, soweit sie nicht aufgrund Gesetz bzw. Übertragung durch den
Gemeinderat in die Zuständigkeit des Ersten Bürgermeisters fallen.

(2) ̂ Der Gemeinderat überträgt die in § 8 genannten Angelegenheiten vorberatenden Aus
schüssen zur Vorbereitung der Gemeinderatsentscheidungen.

§2

Aufgabenbereich des Gemeinderats

Der Gemeinderat ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig:

1. die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsänderungen der Gemeinde und zu
Änderungen des Namens der Gemeinde oder eines Gemeindeteils (Art. 2 und 11
GO),

2. die Entscheidung über Ehrungen, insbesondere die Verleihung und die Aberkennung
des Ehrenbürgerrechts (Art. 16 GO),

3. die Bildung und die Zusammensetzung der Ausschüsse sowie die Zuteilung der Auf
gaben an diese (Art. 32, 33 GO),

4. die Aufstellung von Richtlinien für laufende Angelegenheiten nach Art. 37 Abs. 1 Satz
2 GO,

5. die Verteilung der Geschäfte unter die Gemeinderatsmitglieder (Art. 46 Abs. 1 Satz 2
GO), ,

6. die Wahlen (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO),

7. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Gemeinde der
Genehmigung bedarf.



8. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen,

9. die Beschlussfassung über die allgemeine Regelung der Bezüge der Gemeindebe
diensteten und über beamten-, besoldungs-, versorgungs- und disziplinarrechtliche
Angelegenheiten der Bürgermeister und Bürgermeisterinnen und der berufsmäßigen
Gemeinderatsmitglieder, soweit nicht das Gesetz über kommunale Wahlbeamte und
Wahlbeamtinnen oder das Bayerische Disziplinargesetz etwas anderes bestimmen,

10. die Beschaffung von Dienstfahrzeugen für Bürgermeister und Bürgermeisterinnen,

11. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und über die Nachtragshaushaltssat-
zungen (Art. 65 und 68 GO),

12. die Beschlussfassung über den Finanzplan (Art. 70 GO),

13. die Feststellung der Jahresrechnung und die Beschlussfassung über die Entlastung
(Art. 102 GO),

14. die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Abs. 1 Satz 1 GO über gemeindliche Unter
nehmen,

15. die hinsichtlich der Eigenbetriebe dem Gemeinderat im Übrigen gesetzlich vorbehalte
nen Angelegenheiten (Art. 88 GO),

16. die Benennung und Abberufung des oder der behördlichen Datenschutzbeauftragten,

17. die Entscheidung über die Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens (Art. 18 a Abs. 8 GO)
und die Durchführung eines Bürgerentscheids (Art. 18 a Abs. 2, Abs. 10 GO),

18. die allgemeine Festsetzung von Gebühren, Tarifen und Entgelten,

19. die Entscheidung über Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung
an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamten und Beam
tinnen ab Besoldungsgruppe A 9,

20. die Entscheidung über Einstellung, Höhergruppierung (nicht nur vorübergehende Über
tragung einer höherwertigen Tätigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen
Dritten, Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen ab Entgeltgruppe 9 des TVöD oder ab einem entsprechenden
Entgelt,

21. die Entscheidung über Altersteilzeit der Gemeindebediensteten,

22. die Beschlussfassung über die Beteiligung an Zweckverbänden und, soweit hoheitliche
Befugnisse übertragen werden, über den Abschluss von Zweckvereinbarungen,

23. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z, B. der Bauleitpla
nung (Flächennutzungsplanung und Bebauungsplanung), der Ortsplanung, der Land
schaftsplanung und der Landesplanung, der Gewässerplanung und gemeindeübergrei
fender Planungen und Projekte,

24. die Namensgebung für Straßen, Schulen und sonstige öffentliche Einrichtungen,

25. der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung von Vertretern der Gemeinde In
andere Organisationen und Einrichtungen,



26. die Beschlussfassung über die Vereinbarung einer kommunalen Partnerschaft,

27. die grundsätzlichen Angelegenheiten gemeindlich verwalteter Stiftungen, Insbesondere
Änderungen des Stiftungszwecks.

II. Die Gemeinderatsmitglleder

§3

Rechtsstellung der ehrenamtlichen Gemeinderatsmltglieder, Befugnisse

(1) Gemeinderatsmitglieder üben ihre Tätigkeit nach ihrer freien, nur durch die Rücksicht
auf das öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung aus und sind an Aufträge nicht ge
bunden.

(2) Für die aligemeine Rechtsstellung der Gemeinderatsmitglleder (Teiinahmepflicht, Sorg-
faits- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, Ausschluss wegen persön
licher Beteiligung, Geltendmachung von Ansprüchen Dritter, Ablehnung, Niederlegung
und Verlust des Amtes) gelten die Art. 48 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 bis 3, Art. 56a, Art. 49,
50, 48 Abs. 3 GO sowie Art. 47 bis Art. 49 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz.

(3) Der Gemeinderat kann zur Vorbereitung seiner Entscheidungen durch besonderen Be-
schiuss einzelnen seiner Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur Bearbei
tung zuteilen und sie insoweit mit der Überwachung der gemeindlichen Verwaltungstä
tigkeit betrauen (Art. 46 Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 3 GO).

(4) Zur Ausübung von Verwaltungsbefugnissen sind Gemeinderatsmitglleder nur berech
tigt, soweit ihnen der Erste Bürgermeister im Rahmen der Geschäftsverteiiung nach
Anhörung der weiteren Bürgermeister oder Bürgermeisterinnen einzelne seiner Befug
nisse (§§ 12 bis 16) überträgt (Art. 39 Abs. 2 GO).

(5) ̂ Gemeinderatsmitglleder, die eine Tätigkeit nach Absatz 3 oder 4 ausüben, haben ein
Recht auf Akteneinsicht innerhalb ihres Aufgabenbereichs. ̂ Zur Vorbereitung von Ta
gesordnungspunkten der nächsten Sitzung erhält jedes Gemeinderatsmitglied nach
vorheriger Terminvereinbarung das Recht zur Einsicht in die entscheidungserheblichen
Unterlagen, sofern Gründe der Geheimhaltung nicht entgegenstehen. ̂ Im Übrigen ha
ben Gemeinderatsmitglleder ein Recht auf Akteneinsicht, wenn sie vom Gemeinderat
durch Beschiuss mit der Einsichtnahme beauftragt werden. ''Das Verlangen zur Akten
einsicht ist gegenüber dem Ersten Bürgermeister geltend zu machen.

§4

Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien

(1) 'Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente sind
so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. ̂ Im Umgang mit
solchen Dokumenten beachten die Gemeinderatsmitglleder Geheimhaitungslnteressen
und den Datenschutz. ̂ Werden diese Dokumente für die Tätigkeit als Gemeinderatsmit
glied nicht mehr benötigt, sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu vernichten
bzw. zu löschen.

(2) 'Beschlussvorlagen sind interne Ausarbeitungen der Verwaltung für den Gemeinderat.
^Eine Veröffentlichung der Beschlussvorlagen und weiterer Sitzungsunterlagen durch Ge-
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